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Hinweise 

zur Vorlage von Unterlagen 

im Rahmen der gesetzlichen Mitwirkungspflichten 

 

Vorlage von Kontoauszügen 

Das Bundessozialgericht hat in Grundsatzentscheidungen zum Sozialleistungsrecht bestätigt, 
dass bei der Beantragung von Sozialleistungen vom Antragsteller die vollständigen Kontoaus-
züge (von allen Mitgliedern der Einstandsgemeinschaft) der letzten drei Monate vorgelegt wer-
den müssen. Für den Bereich der Hilfe zur Pflege sind zusätzlich auch die Kontoauszüge für den 
Aufnahmemonat in eine vollstationäre Einrichtung einzureichen. Die von Ihnen vorgelegten Kon-
toauszüge dürfen beim Amt für Soziales und Inklusion des Rheinisch-Bergischen Kreises für 
einen Zeitraum von zehn Jahren nach Bekanntgabe der Leistungsbewilligung gespeichert wer-
den. Dies gilt nicht für Angaben zu Zahlungsausgängen auf den Kontoauszügen, die nicht leis-
tungserheblich sind. 
 
Das Bundessozialgericht hat gleichzeitig betont, dass Sie berechtigt sind, bestimmte Buchungen 
in den Kontoauszügen zu schwärzen. Dies sind insbesondere Buchungsvorgänge, die Rück-
schlüsse auf  
 

- Ihre rassische und ethnische Herkunft, 
- Ihre religiösen und weltanschaulichen Überzeugungen, 
- Ihre politischen Meinungen, 
- Ihre Gewerkschaftszugehörigkeit, 
- Ihre Gesundheit oder 
- Ihr Sexualleben 

zulassen. Diese Buchungen dürfen nur ausnahmsweise dann nicht geschwärzt werden, wenn 
sie für die rückwirkende Überprüfung der Leistungsberechtigung unverzichtbar sind. 

Es besteht keine Verpflichtung, diese Buchungen zu schwärzen. 
 
Bitte beachten Sie: 
 
Wenn Sie von Ihrem Recht auf Schwärzen (Durchstreichen o.ä.) Gebrauch machen wollen, dür-
fen Sie nach den Urteilen des Bundessozialgerichtes nur  
 

- den Zahlungsempfänger und 
- den Verwendungszweck, 

nicht aber das Datum und den Betrag schwärzen. Nach der Schwärzung müssen Texte wie 
„Mitgliedsbeitrag“, „Zuwendung“ oder „Spende“ als grundsätzlicher Geschäftsvorgang erkennbar 
bleiben. 

Schwärzen Sie keine Originalkontoauszüge, da Nachdrucke bei Ihrem Geldinstitut kosten-
pflichtig sind. 

Kopien von Kontoauszügen werden nur Aktenbestandteil, wenn diese leistungsrelevante Bu-
chungsvorgänge enthalten. 



Vorlage des Personalausweises 

Bei Anträgen auf Sozialleistungen müssen die dazu erforderlichen Unterlagen vorgelegt werden, 
um die Anspruchsvoraussetzungen feststellen zu können, was auch die Überprüfung Ihrer Iden-
tität einschließt. Zur Kontrolle der Personalien können die Mitarbeitenden des Amtes für Soziales 
und Inklusion von Ihnen die Vorlage eines gültigen Passes oder Personalausweises verlangen, 
da die Daten Ihres Personalausweises – insbesondere Ihre aktuelle Wohnanschrift – mit den 
Angaben in Ihrem Antrag auf Bewilligung von Sozialleistungen übereinstimmen müssen. 

Soweit dem Amt für Soziales und Inklusion nach entsprechender Aufforderung eine Kopie Ihres 
Personalausweises vorzulegen ist, wird diese Kopie nur dann gespeichert, wenn Sie ausdrück-
lich damit einverstanden sind. Ansonsten wird die Kopie Ihres Personalausweises unmittelbar 
nach der Anfertigung eines Aktenvermerks über die Vorlage des Ausweisdokuments unter Be-
achtung der gesetzlichen Datenschutzanforderungen vernichtet. 

Bei der Vorlage Ihres Personalausweises dürfen Sie die vom Amt für Soziales und Inklusion nicht 
benötigten Angaben (z.B. Ihre Augenfarbe, Ihre Körpergröße und die sechsstellige Kartenzu-
gangsnummer Ihres Personalausweises) schwärzen.  

 

Bei Rückfragen zur Vorlage von Unterlagen im Rahmen Ihrer gesetzlichen Mitwirkungspflichten 
stehen Ihnen die Mitarbeitenden des Amtes für Soziales und Inklusion zur Verfügung. 


